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n A/6 - A 0265-B-2 14/53 IV. Ang. 


Bonn, den 29. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verhandlungen mit den Ländern über den Ver- 
gleichsvorschlag zur Bereinigung der Streitfragen 
aus der Verwaltung des Branntweinmonopols 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
14 . Juli 1954 - Drucksache 689 Nr. 6 Buchstabe d - 


Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 40. Sitzung am 14. Juli 1954 
die in dem Mündlichen Bericht des Haushaltsausschusses (18. Aus- 
schuß) enthaltenen Entschließungen über die Prüfung der Bundeshaus- 
haltsrechnungen für die Rechnungsjahre 1949 (21. September 1949 
bis 31. März 1950) und 1950 in Verbindung mit den Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofs und der Denkschrift des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofs (Drucksache 689 Nr. 6) angenommen. Danach 
wurde - Buchstabe d - die Bundesregierung ersucht, die Verhand- 
lungen mit den Ländern über den Vergleichs Vorschlag zur Be- 
reinigung der Streitfragen aus der Verwaltung des Branntwein- 
monopols so zu beschleunigen, daß die Angelegenheit bis zum 
31. Dezember 1954 abschließend geregelt wird; hierzu ist dem 
Bundestag zu dem vorgenannten Zeitpunkt zu berichten. 

Nach § 19 des Ersten Uberleitungsgesetzes in der Fassung vom 
21. August 1951 (BGBl. I S. 779) stehen die Einnahmen aus dem 
Branntweinmonop^, das bis zum 31. März 1950 treuhänderisch von 
den Ländern verwaltet wurde, vom 1. April 1950 an dem Bund 
zu. Des weiteren bestimmt § 19 aaO, daß die Reingewinne der 
Landesmonopolverwaltungen für Branntwein zum 31. Marz 1950 
nach [kaufmännischen Grundsätzen festzustellen und den Ländern 
zuzu weisen sind. Der Bundesrechnungshof hat die zum 31. März 
1950 erstellten Zwischenbilanzen der früheren Landesmonopolver- 
waltungen für Branntwein geprüft — in Bayern und Niedersachsen 
gemeinsam mit den obersten Rechnungsprüfungsbehörden dieser 
Länder, in Niedersachsen nach § 20 des Ersten Uberlei tungsge- 
setzes — . Die Prüfung ergab, daß die Zwischenbilanzen vor allem 
hinsichtlich der Betriebsmittelrücklagen nach unterschiedlichen Ge- 
sichtspunkten aufgestellt waren. Auf Grund der in den gemeinsamen 
Prüfungen mit den obersten Rechnungsprüfungsbehörden von Bayern 
und Niedersachsen erarbeiteten Grundsätze hat der Bundesrechnungs- 
hof die Zwischenbilanzen auch der übrigen Ländermonopolver- 
waltungen nach einheitlichen Gesichtspunkten neu aufgestellt und 
den beteiligten Landesfinanzministern zur Stellungnahme übersandt. 
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Diese haben die abweichenden Gewinnfeststellungen des Bundes- 
rechnungshofs nicht anerkannt und insbesondere die Bildung von 
Betriebsmittelrücklagen angefochten. Auf Antrag des Bundesministers 
der Finanzen wurde daraufhin das im Lande Niedersachsen bereits 
durchgeführte Verfahren nach § 20 des Ersten Überleitungsgesetzes 
auf alle Länder erstreckt. Um die Durchführung dieses langwierigen, 
in seinem Ergebnis ungewissen Verfahrens zu vermeiden, haben die 
Landesrechnungshöfe dem Bundesrechnungshof einen Vergleichsvor- 
schlag unterbreitet. Auch der Deutsche Bundestag hat in seiner 
40. Sitzung am 14. Juli 1954 (Bundestagsdrucksache 689 Nr. 6 Buch- 
stabe d) beschlossen, die Bundesregierung zu ersuchen, die Streit- 
fragen möglichst durch einen Vergleich mit den Landern zu be- 
reinigen. Der Bundesminister der Finanzen hat daraufhin im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrechnungshof den Finanzministern der 
Lander folgenden Vergleich vorgeschlagen: 

„l.Dem Bund wird die am 21. Juni 1948 bereits angesammelte 
Betriebsmittelrücklage zur Verfügung gestellt. 

2. Diese Betriebsmittelrücklage wird um 10 v. H. des vom 
21. Juni 1948 bis zum 31. März 1950 erzielten, vom Bundes- 
rechnungshof festgestellten Gewinns erhöht. 

3. Die Reingewinne der Länder werden nicht verzinst. 

4. Die restlichen aus der Anlage ersichtlichen Reingewinnanteile 
werden den Ländern unverzüglich überwiesen.” 

Nach längeren Verhandlungen ist es gelungen, die Zustimmung 
aller Länder zu diesem Vergleichs Vorschlag herbeizuführen. Aus ver- 
rechnungstechnischen Gründen vermindert sich die Ausgleichssumme 
von rd. 11,9 Mio DM (vgl. Anlage) um rd. 0,5 Mio DM auf rd. 
11,4 Mio DM. Die den beteiligten Ländern zustehenden Beträge 
sollen unverzüglich überwiesen werden. 


In Vertretung 
Hartmann 



Die Restforderungen der Länder (§19 des Ersten Überleitungsgesetzes) nach Nr. 4 

des Vergleichsvorschlages 


Anlage 



Baden- 

Württemberg 

Bayern 

Hamburg, 

Bremen, 

Schleswig- 

Holstein 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Rheinland- 

Pfalz 

Summen 
Spalten 2 bis 8 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1. Reingewinne 
nach dem 
Vergleichs- 
vorschlag 

10 401 259,60 

10 896 359,65 

10 672 370,08 

4 672 946,21 

8 015 372,67 

34 082 348,60 

5 985 278,52 

84 725 935,33 

2. Reingewinne 
nach den Fest- 
stellungen des 
Bundesrech- 
nungshofs 

9 133 735,78 

10291 813,16 

8 893 641,73 

3 948 148,88 

6 585 187,34 

28 401 957,17 

5 573 320,14 

72 827 804,20 

3. Restforde- 
rungen der 
Länder (Nr. 1 
abzügl. Nr. 2) 

1 267 523,82 

604 546,49 

1 778 728,35 

724 797,33 

1 430 185,33 

5 680 391,43 

411 958,38 

11 898 131,13 
































